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Es geht nicht etwa um den abstrakten
Neutralismus eines normativ ungebunde-
nen Staates, der sich nur noch funktional
als Regelungs- und Versorgungsinstanz
versteht, wie dies in der konservativen Sä-
kularitätskritik oft unterstellt worden ist.
Vielmehr ergibt sich die religiös-weltan-
schauliche Neutralität des Rechtsstaats aus
der Achtung gegenüber einem zentralen
Verfassungswert: dem Menschenrecht der
Religions- und Weltanschauungsfreiheit.

Worin aber besteht positiv der Zu-
sammenhang zwischen Religionsfreiheit
und Neutralitätsprinzip? Die Religions-
und Weltanschauungsfreiheit hat, wie dies
für alle Menschenrechte gilt, den An-
spruch diskriminierungsfreier Gewähr-
leistung. Sie steht allen Menschen gleich-
ermaßen zu. Dieser Anspruch auf Gleich-
berechtigung unterscheidet den menschen-
rechtlichen Ansatz von den verschiedenen
Varianten bloßer Toleranzpolitik in Reli-
gionsfragen.

Ein Staat, der seine Bindung an die Re-
ligions- und Weltanschauungsfreiheit ein-
schließlich des darin enthaltenen Gleich-

berechtigungsanspruchs ernst nimmt, ist
in dem Sinne neutral, dass er sich nicht mit
einer bestimmten religiösen oder weltan-
schaulichen Tradition auf Kosten der An-
gehörigen anderer Überzeugungen iden-
tifizieren darf. Die gebotene »Nicht-
Identifizierung« folgt gleichsam aus dem
menschenrechtlichen Strukturprinzip der
»Nicht-Diskriminierung«. Sie ist zugleich
Ausdruck des Respekts vor der Freiheit der
Menschen, sich in Fragen von Religion und
Weltanschauung selbst zu orientieren.

Gleichzeitig trägt der Staat für die Er-
möglichung der Freiheit, und zwar der
gleichen Freiheit aller, grundlegende po-
litisch-rechtliche Verantwortung, die ih-
rerseits durch die gemeinschaftlich wahr-
genommene freie Selbstbestimmung der
Rechtsunterworfenen – d.h. demokratisch
– legitimiert ist. Deshalb beansprucht er
für das von ihm gesetzte säkulare Recht
einen praktischen Geltungsvorrang, der
ggf. auch gegenüber konkurrierenden Vor-
stellungen religiösen Rechts durchgesetzt
werden muss.

Gegen den Einwand, der Neutralitäts-
anspruch sei unrealistisch oder diene gar
zur Verschleierung faktischer Privilegie-
rungen, ist einzuräumen, dass der Neu-
tralitätsbegriff nicht unmittelbar zur Be-
schreibung der politischen Wirklichkeit
taugt; denn man wird leicht Beispiele da-
für finden können, dass der Staat unter-
schiedliche Grade von Nähe, Kooperation
und Distanz zu den verschiedenen Reli-
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gionsgemeinschaften aufweist und sich
somit faktisch nicht neutral verhält.

Der Sinn des Neutralitätsbegriffs be-
steht indessen darin, dass er die Möglich-
keit schafft, die diskriminierenden Konse-
quenzen bewusster oder nicht-bewusster
de facto-Identifikationen des Staates mit
bestimmten Religionsgemeinschaften auf-
zudecken und Veränderungen in Richtung
echter Gleichberechtigung anzumahnen.
Insofern macht der Begriff der religiös-
weltanschaulichen Neutralität des Staates
nicht als deskriptives, sondern nur als kri-
tisch-normatives Konzept Sinn. Ihn preis-
zugeben oder im Gestus der Entlarvung zu
diskreditieren hieße, sich einer Berufungs-
grundlage zur Artikulation von Gleichbe-
rechtigungsforderungen zu berauben.

Religionsgemeinschaften
in der Öffentlichkeit

Die Religions- und Weltanschauungsfrei-
heit beschränkt sich nicht auf das forum
internum des Einzelnen; sie erstreckt sich
darüber hinaus auch auf die gemeinschaft-
liche religiöse Praxis sowie öffentliche
Manifestationen religiöser bzw. weltan-
schaulicher Überzeugungen. Öffentlich-
keit meint dabei mehr als nur die allge-
meine gesellschaftliche Öffentlichkeit, in
der sich Religionsgemeinschaften sichtbar
präsentieren können, indem sie beispiels-
weise durch den Bau von Gotteshäusern –
darunter heute auch repräsentativen Mo-
scheen – den öffentlichen Raum mitge-
stalten. Sie schließt die politische Öffent-
lichkeit ein. Die von der Religionsfreiheit
her entwickelte Säkularität des Rechtsstaats
hat deshalb mit einer von Staats wegen for-
cierten »Privatisierung« des Religiösen
nichts gemein.

Wenn aber die Religionsfreiheit auch
öffentliche und im weiteren Sinne des Wor-
tes politische Aktivitäten der Religions-
gemeinschaften umfasst, so folgt daraus,
dass die gängige Formel von der Trennung

zwischen Religion und Politik zu kurz
greift. Richtig ist, dass die Religionsfreiheit
eine institutionelle Trennung von Religion
und Staat verlangt.

In einer freiheitlichen Demokratie hat
der Staat aber gerade nicht das Monopol
des Politischen inne, sondern ist seiner-
seits zurückgebunden an den öffentlich-
politischen Diskurs in der Zivilgesellschaft,
an dem sich auch die Religionsgemein-
schaften beteiligen können (vgl. Jürgen
Habermas: Religion in der Öffentlichkeit).
Das gern verwendete Schlagwort von der
»Trennung von Religion und Politik« wäre
deshalb, wollte man es wörtlich nehmen,
letztlich eine Absage an ein freiheitliches
Politikverständnis: Es impliziert entweder
eine Entpolitisierung der Gesellschaft
oder eine erzwungene Privatisierung der
Religion (oder auch beides), in jedem Fall
aber eine Einschränkung politisch-recht-
licher Freiheit.

Das Prinzip der respektvollen Nicht-
Identifikation schließt im Übrigen auch
Kooperationen zwischen Staat und Reli-
gionsgemeinschaften, wie sie beispielswei-
se für den Religionsunterricht an staat-
lichen Schulen (mit Ausnahme einiger Bun-
desländer) vorausgesetzt werden, keines-
wegs aus. Nicht-Identifikation ist nicht mit
Beziehungslosigkeit gleichzusetzen. Auch
der säkulare Rechtsstaat hat die Möglich-
keit, ja die Aufgabe, sich zu Fragen der Reli-
gion und Weltanschauung aktiv zu verhal-
ten; allerdings – und dies ist entscheidend
– steht staatliches Handeln dabei nicht un-
ter dem Vorzeichen, religiöser Wahrheit
zur Anerkennung zu verhelfen, sondern
geschieht unter dem Anspruch, religiöse
und weltanschauliche Freiheit der Men-
schen nach Maßgabe der Gleichberechti-
gung aller zu fördern.

Eine Quelle für manche Verwirrung
besteht darin, dass unter dem Begriff des
Säkularen auch seinerseits umfassende
weltanschauliche Orientierungen artiku-
liert worden sind – nach Beispiel etwa der
»Secular Society«, die um die Mitte des 19.
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Jahrhunderts in England gegründet wor-
den ist und sich der öffentlichen Durch-
setzung eines wissenschaftlichen Weltbil-
des verschrieben hat. Anhängerinnen und
Anhänger eines so verstandenen weltan-
schaulichen Säkularismus haben selbst-
verständlich das Recht darauf, gleichbe-
rechtigt in den Genuss der Religions- und
Weltanschauungsfreiheit zu kommen. Dies
schließt die Möglichkeit zu politischem
Engagement ein, in dem sich der weltan-
schauliche Säkularismus als gesellschaft-
liche Kraft darstellen und mit seinen ethi-
schen Prinzipien politische Debatten mit-
gestalten kann.

Die Grenze legitimen Engagements wä-
re allerdings überschritten, wenn der Ver-
such gemacht würde, den Staat auf ein sä-

kularistisches Glaubensbekenntnis zu ver-
pflichten. Denn ein säkularistischer Kon-
fessionsstaat würde das Prinzip der respekt-
vollen Nicht-Identifikation verletzen und
stünde damit – nicht weniger als ein religi-
öser Konfessionsstaat – im Gegensatz zur
gebotenen religiös-weltanschaulichen Neu-
tralität des Staates.

Die Gefahr kulturgenetischer
Vereinnahmungen

Erosionsgefahren für die Säkularität des
Rechtsstaats drohen in den westeuropä-
ischen Staaten derzeit weniger im Namen
der Religion als vielmehr im Namen der
Kultur. Während in Deutschland keine
ernstzunehmende politische Kraft an die
Restauration eines religiösen Bekenntnis-
staates denkt, gibt es durchaus starke Ten-
denzen, den Staat als Kulturstaat auf die
vorrangige Pflege bestimmter religiöser,
nämlich insbesondere christlicher Tradi-
tionen zu verpflichten. Solche Projekte
stützen sich u.a. auf das Argument, der
religiös-weltanschaulich neutrale Rechts-
staat sei als solcher das Produkt einer be-
stimmten, nämlich durch das Spannungs-
feld von Christentum und Aufklärung ge-
prägten »westlichen« Kulturentwicklung
und an deren religionshistorische und kul-
turhistorische Voraussetzungen substan-
ziell gebunden.

Gegen die kulturgenetische Vereinnah-
mung des religiös-weltanschaulich neu-
tralen säkularen Rechtsstaats zu einem ex-
klusiven Erbe des Abendlands sprechen
allerdings historische und systematische
Gesichtspunkte. Gegen etwaige Vorstel-
lungen, der säkulare Rechtsstaat habe sich
gleichsam organisch aus bestimmten »Wur-
zeln« der europäischen Kultur heraus ent-
wickelt, sei daran erinnert, dass die rechts-
staatliche Säkularität in langwierigen politi-
schen Auseinandersetzungen durchgesetzt
werden musste (wie dies für die Menschen-
rechte generell gilt).
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Der in der Religionsfreiheit begründete
säkulare Rechtsstaat ist nicht das Produkt
einer organischen Entfaltung spezifischer
kultureller Potenziale des Abendlandes,
sondern das Ergebnis einer komplizierten
Lerngeschichte in der Auseinandersetzung
mit dem irreversiblen religiösen und welt-
anschaulichen Pluralismus moderner Ge-
sellschaften. Diese Lerngeschichte ist, wie
die aktuellen Schwierigkeiten im Umgang
mit neuen religiösen Minderheiten zeigen,
auch in Europa noch nicht abgeschlossen.

Die im Rahmen solcher Lernprozesse
erarbeiteten Einsichten auf die Angehöri-
gen bestimmter Traditionen zu beschrän-
ken, wäre weder historisch plausibel noch
sachlich legitim. Vielmehr drängt die uni-
versalistische Grundlegung des säkularen
Rechtsstaats durch das Menschenrecht auf
Religions- und Weltanschauungsfreiheit
danach, die kulturalistische Verdinglichung
des Säkularitätsprinzips zu einem exklusiv
abendländischen oder christlichen Modell
aufzubrechen.
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Kann man über die allgemeine Bedeutung
»der« Religion für unsere Demokratie spre-
chen, ohne sich bewusst zu machen, dass es
mindestens drei Religionen in Deutsch-
land gibt, deren rechtliche und faktische
Situation in Gesellschaft und Öffentlich-
keit völlig unterschiedlich ist? Die Symbole
und Traditionen der einen sind so domi-
nant, dass sich ihre Anhänger einem er-
staunlichen Selbstmissverständnis hinge-
ben, was den Begriff des Säkularen angeht,
und meinen, in einem religiös neutralen
oder gar religionsfreien Staat zu leben.
Während sich doch tatsächlich die deut-
sche Regierungspartei christlich nennt, das
Symbol unserer Armee wie unserer Ver-
dienstorden das Kreuz ist und die Kanzle-
rin das Staatsvolk ungeniert zum Bekennt-
nis zum christlichen Menschenbild auf-
ruft.Was eigentlich ein Staatsreligionsrecht
sein müsste, heißt noch – und passender
Weise – Staatskirchenrecht, denn auf christ-
liche Kirchen, nicht auf jüdische und isla-
mische Gemeinden ist es zugeschnitten.

Obwohl das Grundgesetz eigentlich allen
Religionen gleichermaßen wohlwollende
Neutralität verspricht.

Desiderat oder Beschwernis
der Demokratie?

Diesen Vorbehalt im Hinterkopf, können
wir uns dem zuwenden, was derzeit weit-
hin als das stärkste Argument für den Be-
darf einer Demokratie an der Religion an-
gesehen wird: ihre Fähigkeit zur Gene-
rierung von Sinn oder Werten. Dieses Ar-
gument ist vor allem dank Ernst-Wolfgang

Hilal Sezgin

Braucht Demokratie Religion?

Um den Bedarf einer Demokratie an der Religion zu begründen, wird oft ins Feld
geführt, Religion besäße die Fähigkeit zur Generierung von Sinn oder Werten.
Doch es gibt andere denkbare Nährböden für Moralität und Gerechtigkeit. Wo be-
steht also noch religiöser Bedarf?
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